
AKZENTE 

Ende November soll das Stimmvolk 
Stellung beziehen. Die EVP AR wird 
sich für ein JA zur neuen Verfassung 
einsetzen. Lesen sie dazu die Argu-
mente zu einzelnen Themen in die-
ser Ausgabe.

Aber eine Frage sei erlaubt: Ändert 
sich die Verfassung des Kantons Ap-
penzell Ausserrhoden mit der neuen 
Verfassung – eine neue Verfassung 
dank der neuen Verfassung? Dieses 
harmlose Wortspiel hat es bei nähe-
rer Betrachtung in sich.

Kritische Menschen werden hier so-
fort einhaken und Beispiele nach-
schieben: Kaum Bevölkerungswachs-
tum, weder in der Vergangenheit 
noch in der Prognose des Bundes, 
alte Bausubstanz, wenig zukunfts-
gerichtete Entscheidungen, Laden- 
und Beizensterben in den Dörfern 
etc. Positiv gestimmte werden ihren 
Blick auf die Bevölkerungsumfrage 
richten: hier haben 73% der Befrag-
ten gesagt, dass Appenzell Ausser-
rhoden ihrer Vorstellung als Kanton 
ideal entspricht, zudem seien wir der 
freiheitlichste Kanton der Schweiz. 
Die Lage zwischen Bodensee und 
Alpstein sei traumhaft und doch sei 
man zentrumsnah etc.

Beide Sichtweisen liessen sich durch 
weitere Beispiele problemlos er-
weitern – und vielleicht ist es genau 
dies, welches einiges über unsere 
Verfassung aussagt. Wir sind uns 
nicht einig, wie es uns geht. Für ei-
nige ist dies Jammern auf hohem Ni-
veau, für andere stehen wir bereits 
am Abgrund.

Die EVP plädiert für eine differen-
zierte Sicht der Dinge, denn nur so 
kann etwas verändert werden. Eine 
ganzheitliche Betrachtung, sogar 
ohne Rücksicht auf die eigene Her-
kunft und Wählergruppe, könnte 
Blockaden lösen. Es braucht wieder 
den Mut über den eigenen Schatten 
zu springen. Wir müssen im einen 
oder anderen Bereich den Mut zu 
Sparmassnahmen haben und an-
dernorts dafür mehr Ressourcen 
zu investieren. Wir müssen den Mut 
haben einzelne Bereiche wie die Ge-
sundheitsversorgung, die Kulturför-
derung oder die Aufgabenverteilung 
zwischen Kanton und Gemeinden 
neu zu denken. Da nützt uns nur 
eine neue Verfassung in unserem 
Kopf etwas.

Mathias Steinhauer, Präsident EVP AR

Neue Verfassung!

«Me Appezöller chönds efach!» 
Dieser Innerrhoder Firmenwerbe-
spruch spiegelt auch die Unter-
schiede der beiden Halbkantone 
wider. Die Landsgemeinde hat 
letztes Jahr die total revidierte 
Kantonsverfassung angenom-
men. In Ausserrhoden stecken wir 
noch tief in der Detaildiskussion. 
Sind grosse, zukunftsweisende 
Neuerungen gewünscht und bei 
«roten Linien» denn überhaupt 
möglich? Wieviel «Wort- und For-
mulierungskunst» nötig ist, lässt 
sich in der aktuellen  Version der 
Präambel ablesen. Die vorhan-
denen, sich aber auch oft wider-
sprechenden Forderungen, waren 
in der 1. Lesung im Kantonsrat 
spürbar. Ob sich die Befürworter 
einer Totalrevision der möglichen 
Überforderung der Beteiligten be-
wusst waren? Es bleibt zu hoffen, 
dass in den «äusseren Rhoden» 
das «chönne» von Konsens- und 
Kompromissfinden ebenso gut 
wird wie im innern Land.

Hansueli 
Diem
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Totalrevision der Kantonsverfassung

Neue Verfassung jetzt!
Im August beugt sich der Kantonsrat 
zum zweiten Mal über die Verfas-
sung. Nachdem bereits in der ersten 
Lesung die Mehrheitsfähigkeit der 
neuen Verfassung diskutiert wurde, 
wird dies in der zweiten Lesung wohl 
zur Gretchenfrage. Wie progressiv 
oder bewahrend ist Ausserrhoden?

Eigentlich ist es einfache Mathe-
matik: wenn 20% der Stimmenden 
grundsätzlich nein zur neuen Ver-
fassung sagen (das ist doch nicht 
nötig) und je 10% der Stimmenden 
wegen drei einzelnen Themen nein 
stimmen, wird die neue Verfassung 
Schiffbruch erleiden. Die Grundsatz-
entscheidung des Volkes im 2018, 
tausende Stunden von Verwaltung, 
Regierung, Verfassungsrat und Par-
lament sind in den Sand gesetzt. 
Und wir haben weiterhin eine gülti-
ge, aber leider auch nicht mehr aktu-
elle Verfassung und müssen dann in 
vielen Einzelschritten via Parlament 
und Volksabstimmungen die trotz-
dem notwendigen Anpassungen 
vornehmen. 

Für die EVP Appenzell Ausserrhoden 
ist daher klar: Jetzt oder nie! Die Ver-
fassung muss durch das Parlament 
mehrheitsfähig gemacht werden. 
Dies wird auch für die EVP heissen, 
im einen oder anderen Punkt die 
Komfortzone zu verlassen. Denn 
es ist offensichtlich: Es gibt nicht 
nur Themen, welche die Gemüter 
in Wallung bringen. 90% der Artikel 
der neuen Verfassung sind unbe-
stritten, gut formuliert und verfügen 
wieder über eine Lebensdauer von 
ca. 25 Jahren. Gerade dieser unbe-
strittenen Artikel wegen verdient die 
neue Verfassung ein deutliches JA 
der Stimmenden. Bleibt zu hoffen, 
dass alle Parteien Kompromissfähig-
keit an den Tag legen und dies dann 
auch dem Stimmvolk glaubwürdig 
aufzeigen. (ms)

Medienkompetenz – nicht für mich
Neben einer unabhängigen und 
vielfältigen Medienstruktur soll die 
Medienkompetenz von Kindern und 
Jugendlichen gefördert werden. Dies 
zeugt von einer vorausschauenden 
Politik, die die Bedeutung einer reflek-
tierten Mediennutzung ernst nimmt. 
Der Verfassungsentwurf greift da-
mit auch aktuelle Forschungsergeb-
nisse auf. Eine Erhebung zur Me-
dienkompetenz aus dem Jahr 2021 
zeigt: Jugendliche und Erwachsene 
ab 15 Jahren erreichten im Durch-
schnitt lediglich 6 von 19 möglichen 
Punkten. Ein alarmierender Befund, 
der den Handlungsbedarf deutlich 
macht. Zudem bewegt sich diese 
Förderung in einem Spannungsfeld: 
Einerseits sollen Kinder möglichst 
spät und möglichst wenig digitale 
Medien konsumieren – andererseits 
sollen sie im Umgang damit geschult 
werden. Nichts desto trotz bietet die 
Verfassungsänderung eine wichtige 
Grundlage – ein erster Schritt in die 
richtige Richtung. Die eigentliche He-
rausforderung liegt mehr bei uns Er-
wachsenen. Der Verfassungsentwurf 
lässt durchsickern, die Förderung 
der Medienkompetenz betreffe nur 
die Kinder und Jugendlichen. Ver-
knüpft mit unserer gesellschaftlichen 
Dynamik steckt wohl für die Erwach-
senen eine unbequeme Wahrheit 
dahinter: Medienkompetenz fördern 
– ja, aber bitte bei den Jüngeren und 
nicht bei mir. Der Medienartikel wird 
befürwortet, die Ausgestaltung hat 
aber in Bezug auf Ausrichtung und 
Länge noch Potenzial. (mp)

Stimmrechtsalter 16
Seit Jahren beschäftigt sich die 
Schweizer Politik mit dem Stimm-
rechtsalter 16 – und seit Jahren sind 
die Argumente dieselben geblieben: 
Mündigkeit und Verantwortung ge-
hören zusammen, Entscheidungen 
betreffen junge Menschen länger als 
ältere, mit 16 Jahren stehen ganz an-
dere Themen im Zentrum, der (theo-
retische) Bildungsstand von 16-Jäh-
rigen ist mindestens so hoch wie 
derjenige von 18-Jährigen, als 1991 
das Stimmrechtsalter herabgesetzt 
wurde, die Vorlagen sind für Junge 
zu Komplex etc.

Nüchtern betrachtet muss folgen-
des festgehalten werden: Für alle 
Argumente gibt es passende Gegen-
argumente oder Lösungsmöglich-
keiten. So könnte z.B. das Thema 
Mündigkeit und Verantwortung mit-
tels aktiven und passiven Wahlrechts 
gelöst werden; auch die Komplexität 
von Vorlagen überfordert vermutlich 
nicht nur junge Menschen etc.

Und dann gibt es noch die realpoliti-
sche Sicht: nur der Kanton Glarus hat 
an der Landsgemeinde 2007 Stimm-
rechtsalter 16 eingeführt. In nicht 
weniger als acht Kantonen lehnte 
das Stimmvolk solche Vorhaben ab, 
dazu kommen noch neun abgelehn-
te Vorstösse in Kantonsparlamen-
ten. Der Nationalrat hat eine parla-
mentarische Initiative 2024 versenkt.
Es ist kaum anzunehmen, dass eine 
Mehrheit der Ausserrhoder Stim-
menden dazu JA sagt. Aus EVP Sicht 
muss daher (leider) auf eine Herab-
setzung verzichtet werden. (ms)
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Ausländerstimmrecht
Auf Kantonaler Ebene haben nur 
Neuenburg und Jura das Ausländer-
stimmrecht eingeführt. Appenzell 
Ausserrhoden kennt die Möglichkeit 
dieses Rechts auf Gemeindeebene. 
Fünf Gemeinden haben dies in den 
letzten Jahren eingeführt.

Die Realität ist aber auch: in verschie-
denen Kantonen hat die Stimmbe-
völkerung oder das Parlament das 
Ausländerstimmrecht abgelehnt. 
Auch der ruppige Abstimmungs-
kampf um die Gemeindeordnung 
Herisau hat gezeigt, dass politische 
Kreise diesen Abstimmungskampf 
für destruktive Stimmungsmache 
nutzen und nur auf dieses Thema 
setzen. In den Hintergrund treten 
dann die grossen Leistungen, wel-
che Ausländerinnen und Ausländer 
in unserem Land erbringen. Zurück 
bleibt oft ein diffuses Gefühl der 
Angst vor Überfremdung.

Die EVP will dieser Art von Abstim-
mungskampf rund um die neue Ver-
fassung keine Plattform bieten. Dazu 
kommt, dass im Bereich des Aus-
länderstimmrechts auf Gemeinde-
ebene deutliche Fortschritte in der 
neuen Verfassung verankert werden 
sollen: Das Stimmrecht erhalten alle, 
die zehn Jahre in der Schweiz woh-
nen und die übrigen Anforderungen 
erfüllen. Es muss nicht mehr separat 
beantragt werden. (ms)

Regierungsratspräsidentin oder 
Landammann
Hand aufs Herz, wen sprechen Sie 
(noch) mit einer Berufs- oder Amts-
bezeichnung an? Aus unserem Alltag 
sind Titel- und Ehrenbezeichnungen 
verschwunden. Den Begriff «Landes-
väter» oder ev. «-Mütter» verwen-
det selten mehr jemand.  Die Ver-
antwortlichen werden meistens als 
«Erste unter Gleichen» verstanden. 
Auch die Ausserrhoder Regierungs-

räte werden nicht in ein bestimmtes 
Departement gewählt. Sie verteilen 
ihre Aufgaben im Einvernehmen. 
Wer nun den Vorsitz im Gremium 
haben soll und die repräsentativen 
Verpflichtungen wahrnimmt kann 
auch gut abwechselnd selber ge-
regelt werden. Dazu alle zwei Jahre 
eine kant. Wahl durchzuführen ist 
überfüssig. Hier darf es auch zu-
kunftsorientiert lauten: «Mer Osser-
rhoder chönds halt au.» (di)

Proporz bei den Kantonsratswah-
len für Gemeinden ab 5 Sitzen
Die Wahl des Kantonsrates nach 
dem Verhältniswahlrecht ist eine 
alte Forderung der EVP AR. Damit 
würde das mit Mängeln behaftete 
gemischte Wahlsystem des Kantons 
entscheidend verbessert. Insbeson-
dere die Stimmwert- und Erfolgs-
wertgleichheit würde zu einem ge-
rechteren Wahlergebnis beitragen. 

In der ersten Lesung war der reine 
Proporz ohne Chance Der Regie-
rungsrat wurde beauftragt, einen 
Vorschlag für die Wahl des Kantons-
rates auszuarbeiten, der grundsätz-
lich die Beibehaltung des bestehen-
den Mischwahlsystems vorsieht und 
im Einklang mit den bundesrechtli-
chen Vorgaben steht. 

Gemäss diesem Auftrag schlägt nun 
der Regierungsrat eine Kompromiss-
lösung vor, welche im Kanton Uri be-
reits gültig ist. Zukünftig soll ab einer 
gewissen Grösse des Wahlkreises 
zwingend das Verhältniswahlrecht 
gelten. Gemeinden mit fünf oder 
mehr Sitzen sollen ihre Parlaments-
mitglieder im Proporz wählen. Somit 

wären neben Herisau (18 Sitze) neu 
Teufen (7 Sitze), Speicher (5 Sitze) 
und Heiden (5 Sitze) betroffen. Mit 
diesen Änderungen wären auch die 
Anforderungen der Bundesverfas-
sung erfüllt.

Die aktuellen Verhältnisse zeigen, 
dass z.B. einzelne Parteien in grös-
seren Gemeinden sowohl über- wie 
auch untervertreten sind. Dies wür-
de durch den Proporz korrigiert. 

Im Hinblick darauf, dass die neue 
Kantonsverfassung Gemeindefusio-
nen ermöglicht, ergibt sich folgen-
de Auswirkung: Schliessen sich Ge-
meinden zusammen, würde ab fünf 
Sitzen automatisch der Proporz ein-
geführt. Damit würden Wahlrechts-
fragen bei Zusammenschlüssen eine 
untergeordnete Bedeutung erhalten 
und zu einer Vereinfachung führen. 

Das neue System ist daher zukunfts-
fähig und bildet die parteipolitische 
Realität besser ab. Dazu ist es bun-
desrechtlich zulässig. Die EVP be-
fürwortet den regierungsrätlichen 
Kompromissvorschlag. (ml/ms)
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Aus dem Vorstand
Die Mitgliederversammlung geneh-
migte Rechnung und Jahresbericht 
(siehe Website). Inhaltlich wurden 
die Positionen der EVP AR im Zu-
sammenhang mit der Verfassung 
festgelegt.
Aktuell sind diverse Vernehmlas-
sungsantworten in Arbeit oder ein-
gereicht. Dazu gehören die Gesetze 
über private Sicherheitsdienste und 
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25.08.2025  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

03.09.2025  I  19:30
Informationsveranstaltung
EVP AR 
Ort noch offen

17.09.2025  I  17:00
Einwohnerrat Herisau
Gemeindehaus 

22.09.2025  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

28.09.2025
Abstimmungssonntag

27.10.2025  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

29.10.2025  I  19:30
Informationsveranstaltung
EVP AR 
Ort noch offen

Bankverbindung 
CH74 8080 8007 7725 8461 9
Evangelische Volkspartei AR
9100 Herisau

Agenda

Spenden

über die Prämienverbilligung. Ge-
mäss Regierung sind für das 2. Quar-
tal weitere sieben Vorlagen geplant. 
Mit Spannung werden insbesonde-
re das Gesetz über Gemeindefu-
sionen, die Anpassungen im Stras-
senverkehrsgesetz und das neue 
Ombudsstellengesetz erwartet. In-
teressierte können sich für eine Mit-
arbeit beim Vorstand melden.

Nationale Themen
Individualbesteuerung (Steuerge-
rechtigkeits-Initiative): 
Nationalrat sagt JA
In der Sondersession sagt der Natio-
nalrat knapp (98 zu 96) Ja zu dieser 
Initiative. Paare mit deutlich unter-
schiedlichen Einkommen würden 
dabei für die Wahl ihres Familien-
modells bestraft. Ausserdem geht 
der Bund von 1,7 Millionen zusätz-
lichen Steuererklärungen aus - ein 
unverhältnismässiger Mehraufwand 
für die Steuerämter. Für Marc Jost 
(NR EVP BE) ist dieser Entscheid ein 
«Angriff auf die Ehe als verbindliche 
Lebens- und Wirtschaftsgemein-
schaft.» Die EVP setzt weiterhin auf 
die Initiative zur Abschaffung der 
Heiratsstrafe. Noch ist der Entscheid 
des Ständerates hängig. 

Inklusion: 
Stimm- und Wahlrecht für Men-
schen mit geistiger Einschränkung
Rund 16‘000 Menschen sind infolge 
geistiger Einschränkung vom Stimm- 
und Wahlrecht ausgeschlossen. Die 
Definition der Urteilsfähigkeit ist 
jedoch vage und die Handhabung 
in den Kantonen unterschiedlich. 
Der Verlust dieser Rechte erscheint 
willkürlich. Marc Jost hat deshalb in 
der staatspolitischen Kommission 
beantragt, diese diskriminierende 
Regelung aus der Verfassung zu 

streichen. Dem Antrag wurde in der 
Kommission wie auch im National-
rat zugestimmt! In dieser Sache wird 
dann das Volk das letzte Wort haben 
(Verfassungsänderung).

Verbot von Auslandadoptionen 
Der Bundesrat will internationale 
Adoptionen vollständig verbieten. 
Er könne nicht garantieren, dass es 
trotz Vorschriften und Kontrollen 
zu irregulären Adoptionen in die 
Schweiz kommen könnte.
Nik Gugger (NR EVP ZH) ist der ein-
zige adoptierte Parlamentarier und 
in dieser Debatte besonders gefragt. 
Mit zahlreichen Adoptiveltern und 
-kindern wehrt er sich gegen das 
Verbot und argumentiert, dass der 
Bundesrat die positiven Seiten der 
Adoption übersieht. Um die Unter-
stützung der Bevölkerung für die 
Auslandsadoption zu zeigen, hat 
Gugger eine Online-Petition einge-
reicht. Im Parlament musste Bun-
desrat Jans zudem in der Fragestun-
de zahlreiche kritische Fragen zum 
Thema beantworten: «Wird plötz-
lich Kollege Gugger stigmatisiert?», 
«Warum setzt der Bundesrat auf ein 
Verbot statt auf eine bessere Umset-
zung der Haager Konvention?». Die 
Rechtskommission diskutiert dem-
nächst über die Pläne von Bundesrat 
Jans und könnte diese stoppen.

 


